
4 UNI-NACHRICHTEN SAMSTAG, 14. MÄRZ 2026

n drei Jahren, also 2029, soll der di-
gitale Euro nach den Plänen der Euro-
päischen Zentralbank (EZB)
Wirklichkeit werden. Die Vorberei-
tungsphase für das elektronische
Gegenstück zum Bargeld wurde Ende
Oktober 2025 abgeschlossen. Nachdem

die EU-Kommission 2023 einen
Text vorgelegt hatte („Digital Euro
Package“), brachten das EU-Parla-

ment und der EU-Rat Stellungnahmen dazu
ein. Als nächster Schritt startet nun 2026
das europäische Gesetzgebungsverfahren.
Danach soll – als weitere große Herausfor-
derung – die technische Implementierungs-
phase folgen. Johannes Flume, Professor am
Fachbereich Privatrecht an der Universität
Salzburg, der als Experte für Geld- und
Währungsrecht die Politik und die National-
bank berät, begrüßt die Grundidee des digi-
talen Euro als Ergänzung zum Bargeld: „Mit
der Einführung des digitalen Euro ist das
politisch erstrebenswerte Ziel verbunden,
dass Europa die digitale monetäre Souverä-
nität zurückgewinnt und eine Alternative zu
US-dominierten Systemen wie Visa, Master-
card, PayPal oder Apple Pay bietet. Wichtig
wäre der digitale Euro auch insofern, als den
Konsumenten und Konsumentinnen ein
kostenloses und staatliches Zahlungsmittel
im E-Commerce zur Verfügung stünde, bei
dem sie nicht auf kommerzielle Anbieter
mit teils zweifelhaften Praktiken angewie-
sen sind.“

Auf dem Weg zum digitalen Euro befän-
den wir uns momentan in einem politischen
Prozess, wo Falschmeldungen nur so sprös-
sen, vor allem rund um die gemutmaßte
Abschaffung des Bargelds, merkt Johannes
Flume kritisch an. Faktisch wird Bargeld
zwar immer mehr zugunsten digitaler Zah-
lungsmittel zurückgedrängt, aber insbeson-
dere Österreich und Deutschland sind sehr
bargeldaffine Länder. In Österreich werden
rund 58 Prozent der Transaktionen im Han-
del mit Bargeld abgewickelt. Flume hält Bar-
geld für ein wichtiges nicht technisches, in-
klusives Zahlungsmittel, das den Menschen

Sicherheit gibt. In seiner Forschung beschäf-
tigt er sich damit, wie man ausgehend vom
Bargeld den digitalen Euro in die rechtliche
Architektur der digitalen modernen Zah-
lungssysteme einfügen kann. „Wir dürfen
nicht unterschätzen, wie anspruchsvoll die
rechtliche Transformation der seit Jahrtau-
senden eingeübten rechtlichen Erfassung
des Geldes als körperlicher Gegenstand in
ein vergleichbares gesetzliches Zahlungsmit-
tel der digitalen Welt ist.“

Johannes Flume kritisiert, dass etwa Cafés
oder Restaurants aus Rationalisierungsgrün-
den nur mehr Kartenzahlung annehmen
(„cards only“). „Man kann sagen, dass im
Augenblick die Gefahr einer Verweigerung
der Annahme von Bargeld als Zahlungsmit-
tel nicht vom Staat ausgeht, sondern vom
Handel.“ Medial bekannt ist etwa die „pro-
beweise“ Umstellung eines MPreis-Marktes
in Innsbruck im Jahr 2023; ein Versuch, der
nach einer Abmahnung der Arbeiterkammer
Tirol wieder eingestellt wurde. „Die Nicht-
annahme von Bargeld bei Geschäften des
täglichen Lebens ist insbesondere aus so-
zialpolitischen Gründen als sehr problema-
tisch anzusehen“, sagt Flume.

Rein rechtlich ist die Annahmepflicht von
Bargeld eindeutig sowohl im österreichi-
schen Recht als auch im künftigen Unions-
recht angeordnet, betont Flume. Die EU re-
gelt die Annahmepflicht in den vorliegen-
den Entwürfen wie auch den Zugang zum
Bargeld teilweise sogar sehr detailliert. Wie
sind aber dann „Cards only“-Beispiele juris-
tisch zu beurteilen? „Das nennt man juris-
tisch eine ,rechtswidrige allgemeine Ge-
schäftsbedingung’, gegen die man vorgehen
kann. Das Problem ist allerdings, wie setzt
man es durch, denn niemand wird wegen
eines Kaffees für fünf Euro klagen. Die Rege-
lung hat keinen Biss.“

Um die Annahmepflicht von Bargeld
durchzusetzen, müssten deshalb in Zukunft
– auf nationaler Ebene – Institutionen wie
der Verein für Konsumenteninformation,
kurz VKI, Verbandsklagen anstreben, sagt
Flume. Was die EU betreffe, so habe diese

flankierend zum digitalen Euro eine eigene
Verordnung für das Bargeld erlassen, in der
festgehalten werde, dass der Ausschluss von
Bargeld unzulässig sei. Nichtsdestotrotz: Die
Durchsetzungsfrage bleibe, räumt Flume
ein. Ob die Verhängung von Bußgeldern bei
Verstößen gegen die Bargeld-Annahme-

pflicht, wie in Frankreich bereits praktiziert,
das Problem lösen könnte, hält Flume für
fraglich. „Spannend wird sein, wenn die An-
nahmepflicht in denjenigen Mitgliedsstaa-
ten einzuführen ist, die mittlerweile fast
kein Bargeld mehr annehmen wie in Est-
land, Finnland und den Niederlanden.“
Aufgrund der Macht des Faktischen, des
unaufhaltsamen Vormarsches von digitalen
Zahlungen, könnte die Sorge vieler Bürger
und Bürgerinnen vor der Abschaffung des
Bargelds also nicht gänzlich aus der Luft
gegriffen sein, konzediert Flume.

Noch gibt es viele offene Fragen zum di-
gitalen Euro, den es als Online- und Offline-
Variante geben soll. Fest steht, dass der
Umfang der Wallet, also der digitalen Geld-
börse, voraussichtlich auf 3000 Euro limi-
tiert sein soll, damit Menschen nicht ihr
gesamtes Geld von den Banken abziehen.
Europäische Banken befürchten nämlich,
dass eine von der EZB verwaltete digitale
Bezahllösung ihr eigenes Geschäft schwer
treffen könnte. „Die Kernfrage für den Juris-
ten ist: Wie bauen wir das System rechts-
sicher um?“, so Flume. Bereits ab 2027,
wenn in der EU die Bargeldobergrenze von
10.000 Euro für Barzahlungen im geschäft-
lichen Kontext gilt, erwartet Flume einen so-
ziologischen Wandel in der Wahrnehmung
von Geld. „Dann wird Bargeld nur mehr für
die Geschäfte des täglichen Lebens Anwen-
dung finden.“

Könnte der digitale Euro noch scheitern?
„Im Augenblick sieht man seine Einführung
als vorgegebenen Weg. Früher war man
skeptischer. Bis 2029 kann aber natürlich
noch viel passieren. Bei so vielen unter-
schiedlichen Interessen könnte am Ende ein
Kompromissprojekt herauskommen, mit
dem keiner recht glücklich ist. Aber viel-
leicht sollten sich die Europäer schon des-
halb besonders um den digitalen Euro be-
mühen, weil US-Präsident Trump einen di-
gitalen Dollar ablehnt, aus Gründen der un-
geliebten staatlichen Kontrolle. Europa wäre
mit dem digitalen Euro jedenfalls ein Stück
unabhängiger von den USA“, betont Flume.Johannes Flume
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